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Beklagte und Revisionsbeklagte,
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Der IVb ~ Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die
mindliche Verhandlung vom 18. M3rz 1987 durch die Richter
Dr. Blumenrohr, Portmann, Dr. Krohn, Dr. Macke und

Nonnenkamp

fiir Recht erkannt:

Die Revision des Kldgers gegen das Urteil
des 3. Senats fiir Familiensachen des Ober-
landesger ichts Hamm vom 16. Januar 1986

wird zurickgewiesen,

Der Kldger hat die Kosten des Revisions-

ver fahrens zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die am 18. September 1948 geschlossene Ehe der Parteien
wurde durch Urteil des Amtsgerichts - Familiengericht - Bochum
vom 17. Januar 1980 geschieden; das Urteil ist seit dem
19. Juli 1982 rechtskradftig. Im Rahmen des Scheidungsver-
fahrens hatte das Amtsgericht dem Kldger zundchst durch einst-

weilige Anordnung vom 6. Juni 1978 die Zahlung einer monatli-
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chen Unterhaltsrente von 600 DM und spdter durch einstweilige
Anordnung vom 10. November 1981 die Zahlung monatlich weiterer
642 DM (zusammen also monatlich 1.242 DM) an die Beklagte
aufgegeben. Dabei war das Gericht im Jahre 1981 von einem
bereinigten Nettoeinkommen des in der Ehe allein erwerbstdtigen
Klidgers von monatlich 3.200 DM ausgegangen, hatte hierauf
Kreditkosten des Kldgers in Hohe von monatlich 300 DM fiir die
Neuanschaffung von Mdbeln und Hausrat anerkannt und sodann den
"yollen Unterhalt" der Beklagten mit 3/7 des verbleibenden

Restbetrages bemessen.

Durch Urteil vom 7. Februar 1984 wurde auf Antrag des
Klégeré unter anderem festgestellt, daB er ab 1. September 1983
nicht mehr als monatlich 900 DM Unterhalt an die Beklagte zu
zahlen habe. Die Beklagte bezog inzwischen seit dem 1. Septem-
ber 1982 eine Erwerbsunfihigkeitsrente, die unter Beriicksichti-
gung des durchgefiihr ten Versorgungsausgleichs monatlich 917 DM
betrug; der Kldger war seit 25. Februar 1983 wieder verheira-
tet, seine Ehefrau war erwerbstidtig. Bei der Bemessung des nach-
ehelichen Unterhalts legte das Amtsgericht fiir 1983 ein Netto-
einkommen des Kldgers in HOhe von durchschnittlich 3.600 DM
zugrunde, von dem es Fahrtkosten von monatlich 150 DM sowie
Kreditkosten mit monatlich 300 DM absetzte. Auf der Grundlage
des so bereinigten Nettoeinkommens ermittelte das Gericht den
Unterhaltsanspruch der Beklagten mit einem 3/7-Anteil nach Abzug

ihrer eigenen Rente.
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Mit der am 7. Mai 1985 zugestellten Abdnderungsklage will
der Klager eine Herabsetzung seiner Leistungspflicht ab 1. Ja-
nuar 1985 erreichen, weil er seit Oktober 1984 Rente beziehe und
seine jetzige Ehefrau seit Anfang 1985 aus Gesundheitsgriinden
nicht mehr erwerbstidtig sei; seine Knappschaftsrente betrage
monatlich 1.440,16 DM; auBerdem beziehe er eine Altersunter-
stiitzung der DGB-Unterstiitzungskasse von monatlich 1.995 DM,
von der 46 DM Steuern und 115 DM Krankenkassenbeitradge sowie der
Gewerkschaftsbeitrag vorweg zu zahlen seien. Die Erwerbsunfahig-
keitsrente der Beklagten habe sich demgegeniiber auf monat-

lich 972 DM erhé6ht.

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen. Hiergegen hat der
Kldger Berufung eingelegt mit dem Antrag, das Urteil vom 7. Fe-
bruar 1984 dahin abzuidndern, daB3 er ab 1. Januar 1985 nur noch
monatlich 608,85 DM an die Beklagte zu zahlen habe. Die Berufung
hatte keinen Erfolg. Mit der zugelassenen Revision verfolgt der

Kldger sein zweitinstanzliches Begehren weiter.

Entscheidungsgriinde:

Das Rechtsmittel ist nicht begriindet.

Das Berufungsgericht hat die Voraussetzungen fiir eine

wesentliche Anderung der Verhdltnisse im Sinne von § 323 Abs. 1
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ZPO, die eine Herabsetzung der Leistungspflicht des Kligers ge-

geniiber der Beklagten rechtfertigen kénnte, verneint.

1. Es hat zundchst dargelegt, daB sich aus der Anderung
der Einkiinfte beider Parteien keine derartige Veradnderung der

maBgeblichen Verhdltnisse ergibt.

Das hdlt, jedenfalls im Ergebnis, rechtlicher Nachpriifung
stand und wird auch von der Revision nicht weiter in Zweifel

gezogen.

2. a) Das Berufungsgericht hat dariiber hinaus eine wesent-
liche Anderung der fiir die Bemessung des Unterhaltsanspruchs der
Beklagten maBgeblichen Verhdltnisse auch nicht darin gesehen,
daB der Klager seit Anfang 1985 seiner zweiten Ehefrau gegeniiber
unterhaltspflichtig geworden ist; denn der Unterhaltsanspruch
der Beklagten gehe wegen der langen Dauer ihrer mehr als
30-jahrigen Ehe mit dem Klidger dem Unterhaltsanspruch der
jetzigen Ehefrau vor. Zwar kdnne der Klager von einem Einkommen
von etwa 3.200 DM neben dem Unterhalt fiir seine jetzige Ehefrau
den filir die Beklagte festgesetzten Unterhalt von monatlich
900 DM nicht leisten, ohne seinen eigenen angemessenen Unterhalt
zu gefidhrden. Bei dieser Sachlage komme jedoch der unterhalts-
rechtliche Vorrang der Kladgerin als geschiedener Ehefrau nach
§ 1582 BGB zum 2Zuge, der jedenfalls dann uneingeschrankt ein-

greife, wenn dem Unterhaltspflichtigen, wie hier dem Kli&ger,
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nach Abzug des Unterhalts fiir die geschiedene Ehefrau ein Betrag
verbleibe, von dem er und seine jetzige Ehefrau deutlich mehr
als den notwendigen Unterhalt bestreiten kénnten. Gegen die Ver-
fassungsmaBigkeit des § 1582 Abs. 1 Satz 2 BGB bestiinden,

zumindest in einem solchen Fall, keine durchgreifenden Bedenken.
~b) Hiergegen wendet sich die Revision ohne Erfolg.

Die nach der Behauptung des Kldgers zum Jahresanfang 1985
eingetretene Erwerbsunfdhigkeit seiner jetzigen Ehefrau stellt
keinen Abdnderungsgrund im Sinne von § 323 Abs. 1 ZPO dar; denn
der Klager ist nicht berechtigt, der Beklagten seine Unterhalts-

pflicht gegeniiber der jetzigen Ehefrau entgegenzuhalten.

aa) Das Berufungsgericht hat angenommen, der Kldger sei
nicht in der Lage, von seinem Einkommen von ca. 3.200 DM neben
dem Unterhalt fiir seine jetzige Ehefrau der Beklagten den titu-
lier ten Unterhalt von monatlich 900 DM zu leisten, ohne seinen
eigenen angemessenen Unterhalt zu gefdhrden (§ 1581 Satz 1 BGB).
Das begegnet keinen rechtlichen Bedenken, zumal der angemessene
Unterhaltsbedarf des Klagers im Verhdltnis zur Beklagten auf der
Grundlage der (fortgeschriebenen) ehelichen Lebensverhdltnisse
der Parteien mindestens in derselben HGhe wie ihr angemessener
Bedarf und damit in einem Bereich von monatlich ca. 1.800 DM

anzusetzen ist.
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bb) Bei dieser Sachlage kommt die Regelung des § 1582
Abs. 1 BGB zur Anwendung. Nach dessen Satz 1 geht bei Er-
mittlung des Unterhalts der geschiedene Ehegatte dem neuen
Ehegatten vor, wenn dieser nicht bei entsprechender Anwendung
der §§ 1569 bis 1574, 1576 und 1577 Abs. 1 BGB unterhaltsbe-
rechtigt wdre. Hierzu hat das Berufungsgericht zwar - was unter
den gegebenen Verhdltnissen auch nicht veranlaBt war - keine
ndheren Feststellungen getroffen. Auch wenn der Kldger aber im
Falle einer Scheidung seiner jetzigen Ehefrau nach § 1572 BGB
Unterhalt leisten miBte, gebiihrt der Beklagten gleichwohl der
unterhaltsrechtliche Vorrang, da die Ehe der Parteien, wie das
Berufungsgericht in Ubereinstimmung mit der Rechtsprechung des
Senats (Urteil vom 1. Juni 1983 - IVb ZR 389/81 = FamRZ 1983,
886, 888) rechtsfehlerfrei angenommen hat, bei einer Dauer von
mehr als 30 Jahren "von langer Dauer" im Sinne des § 1582
Abs. 1 Satz 2 BGB war. Das stellt auch die Revision nicht in

Abrede.

cc) Die Revision vertritt indessen die Auffassung, die un-
eingeschrdnkte Anwendung des § 1582 Abs. 1 BGB in der vom Be-
rufungsger icht angenommenen Weise unterliege verfassungsrecht-
lichen Bedenken aus Art. 6 Abs. 1 GG und fiihre dazu, dafl die
neue Ehe unterhaltsrechtlich als Ehe zweiten Ranges behandelt
werde., So wirke sich der an sich nur relative Vorrang des Unter-
haltsanspruchs der geschiedenen Ehefrau gegeniiber der neuen

Ehefrau, wenn er deren Unterhaltsbedarf vdllig aufler Betracht
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lasse, im Ergebnis praktisch als absoluter Vorrang aus mit der
Folge, daB der eigene angemessene Unterhalt des Kligers entgegen
§ 1581 Satz 1 BGB iiber Gebiithr geschmalert werde. Es sei daher im
Hinblick auf Art. 6 Abs. 1 GG geboten, zundchst fiir alle
Beteiligten einen sogenannten Mindestbedarf sicherzustellen und
erst danach das verbleibende Einkommen des Unterhaltspflichtigen
zur Befriedigung des weitergehenden vollen Bedarfs auf den
friiheren Ehegatten, den Unterhaltspflichtigen selbst und etwaige
Kinder aufzuteilen, wie es den unterhaltsrechtlichen Leitlinien
des Oberlandesgerichts Hamm (Stand Januar 1985: FamRZ 1984, 963
ff) und schon einem Vorschlag des OLG Schleswig aus dem Jahre

1982 (FamRZ 1982, 705) entspreche.

Zur Anwendung dieser Grundsadtze bezieht sich die Revision
auf eine Berechnung, mit der der Klager im Berufungsverfahren
den der Beklagten zustehenden Unterhalt wie folgt ermittelt hat:
Nach Nr. 41 der Hammer Leitlinien sei flir den hier einschlé&gi-
gen Fall, daB der Unterhaltspflichtige nicht erwerbstidtig sei,
dessen Einkommen bei Berilicksichtigung von zwei Ehegatten im Ver-
haltnis von (richtig) 3,5 zu 3,5 zu 3 (3 Anteile fiir die zweite
Ehefrau mit Riicksicht auf die Ersparnisse des Zusammenlebens mit
dem Kliger) zu quoteln. Das ergebe bei einem anzusetzenden Ein-
kommen des Kl&gers von 3.128,16 DM Betrédge von je 1.094,85 DM
fiir den Klidger und die Beklagte und von 938,45 DM fiir die
jetzige Ehefrau. Dieser letztere Betrag sei als Verbindlichkeit

vorab von dem Einkommen des Klagers abzuziehen. Damit verbleibe
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ein anrechenbares Einkommen von 2.189,71 DM. Die Differenz
zwischen diesem Einkommen und den Renteneinkiinften der Beklagten
belaufe sich auf 1.217,71 6M: hiervon stehe der Beklagten die
Hdlfte, also ein Betrag von monatlich 608,85 DM, als Unterhalt

zZu.

dd) Dieser Berechnungsmethode kann schon nach dem eigenen
Ansatz der Revision nicht gefolgt werden. Denn sie regelt die
Verteilung des zur Verfiigung stehenden Einkommens unter mehreren
gleichrangigen Ehegatten (Hammer Leitlinien Abschnitt IV c¢ aaO
S. 966), wiahrend der Beklagten, wie dargelegt, geman § 1582
Abs. 1 BGB der Vorrang vor der zweiten Ehefrau des Kléagers
gebilihrt. Fiir diesen Fall sehen die Hammer Leitlinien aber in
Abschnitt IV e Nr. 46 eigene, von Nr. 41 abweichende

Berechnungsrichtlinien vor.

Soweit sich die Revision auf die von dem Oberlandesgericht
Schleswig (FamRZ 1982, 705, 706) entwickelten Rechtsgrundsdtze
stiitzt, hat der Senat deren Anwendbarkeit bereits in den
Urteilen vom 16. Januar 1985 (IVb ZR 61/83 = FamRZ 1985, 362)
und vom 23. April 1986 (Ivb ZR 30/80 = FamRZ 1986, 790, 792)
abgelehnt. In den genannten Entscheidungen hat sich der Senat
auch mit den - seinerzeit ebenfalls geltend gemachten - ver-
fassungsrechtlichen Bedenken gegen § 1582 BGB auseinandergesetzt

und diese letztlich fiir nicht durchgreifend erachtet.
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Auf die neuerlich von der Revision erhobenen Zweifel gegen
die Wirksamkeit des § 1582 BGB braucht unter den hier gegebenen
Umstdnden nicht ndher eingegangen zu werden, weil auch bei Ge-
wdahrung des titulierten Unterhalts fiir die Beklagte jedenfalls
der sogenannte Mindestbedarf des Kldgers und seiner neuen Ehe-
frau nicht gefdhrdet ist. In einem derartigen Fall bestehen
aber, wie das Berufungsgericht zutreffend angenommen hat, gegen
die Beachtung des unterhaltsrechtlichen Vorrangs des geschiede-
nen Ehegatten von vornherein keine verfassungsrechtlichen Be-

denken.

Die Einklinfte des Kldgers ermdéglichen ihm die weitere
Gewdhrung der titulierten Unterhaltsrente an die Beklagte auch
unter Beachtung der Grundsdtze des § 1581 Satz 1 BGB. Nach
dieser Vorschrift bestimmt sich die Leistungsfahigkeit eines
Unterhaltsverpflichteten im Verhdltnis zu seinem geschiedenen
Ehegatten nach Billigkeitsgesichtspunkten, wenn der Verpflichte-
te nach seinen Erwerbs- und Vermdgensverhdltnissen auBerstande
ist, ohne Gefidhrdung des eigenen angemessenen Unterhalts dem
Berechtigten Unterhalt zu gewahren. Mit dieser Regelung hat das
Gesetz - dhnlich wie in der friiheren Vorschrift des § 59 Abs. 1
Satz 1 EheG - eine Haftungsgrenze zugunsten des unterhaltsver-
pflichteten Ehegatten vorgesehen, die in der unterhaltsrecht-
lichen Praxis durch die Gewahrung des sogenannten "groflen
Selbstbehalts" gegeniiber Unterhaltsanspriichen eines geschiedenen

Ehegatten konkretisiert wird (Senatsurteil vom 20. Marz 1985
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- IVb ZR 8/84, nicht veroffentlicht). Dieser wird zur Zeit im
allgemeinen mit monatlich 1.100 DM bis 1.200 DM angesetzt
(vgl. etwa: OLG Braunschweig, Oldenburg und Schleswigqg:

1.100 DM, NJW 1984, 279; OLC Hamm: 1.150 DM, FamRZ 1984, 965
Nr. 33; OLG Celle, Frankfurt, Hamburg, Diisseldorf: 1.200 DM,
NJW 1984, 283, 279, 278; weitergehend: OLG Bremen: 1.250 DM,
NJW 1984, 282). Da der Kl&ger liber bereinigte Einkiinfte von
monatlich knapp 3.200 DM verfliigt, von denen ihm nach Abzug des
Unterhalts fiir die Beklagte monatlich mehr als 2.200 DM ver-
bleiben, ist der "groBe Selbstbehalt" flir seine eigenen Bedirf-
nisse gesichert. Daneben kann der Kladger jedenfalls auch noch
den Mindestunterhalt fiir seine jetzige Ehefrau aufbringen. Das
gilt selbst dann, wenn dieser nicht mit monatlich nur 665 DM
(Hammer Leitlinien Abschnitt III Nr. 33; vgl. auch Diissel-
dorfer Tabelle Stand 1. Januar 1985, Abschnitt B vV 2 b, FamRZ
1984, 962) sondern - im Hinblick auf den Grundsatz der gleich-
madBigen Teilhabe beider Ehegatten an den ehelichen Lebensver-
hdltnissen in der neuen Ehe, allerdings unter Beriicksichtigung
der mdglichen Ersparnisse aus dem Zusammenleben - hdher ange-

nommen wird (vgl. hierzu OLG Hamm FamRZ 1987, 193).

ee) Wie der Senat in den bereits erwdhnten Urteilen vom
16. Januar 1985 und vom 23. April 1986 unter Hinweis auf die
Grundsadtze der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom
10. Januar 1984 (BVerfGE 66, 84, 93 ff, 98 ff) naher ausgefiihrt

hat, ist die Regelung des § 1582 Abs. 1 Satz 2 BGB mit dem
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Grundgesetz auch fiir den Fall vereinbar, daB der Vorrang des
geschiedenen Ehegatten auf der langen Dauer der geschiedenen Ehe
beruht und weder er noch der neue Ehegatte nach § 1570 BGB
unterhaltsberechtigt ist oder wadre. Hieran ist aus den dort

dargelegten Griinden festzuhalten.

Der von der Revision in diesem Zusammenhang besonders her-
vorgehobene Umstand, daB der Vorrang des geschiedenen Ehegatten
in einem Fall wie dem vorliegenden im Ergebnis entgegen § 1581
Satz 1 BGB zu einer Schmdlerung des eigenen angemessenen Unter-
halts des Verpflichteten fiihre, stellt die Verfassungsmafigkeit
der gesetzlichen Regelung des § 1582 Abs. 1 Satz 2 BGB nicht in
Frage. Insoweit hat das Berufungsgericht zutreffend und im Ein-
klang mit dem Bundesverfassungsgericht (BVerfGE aaO S. 98)
darauf abgehoben, daf das wirtschaftliche Leistungsvermdgen des
Unterhaltsverpflichteten bereits mit den Verbindlichkeiten aus

der friiheren Ehe belastet war, als er die neue Ehe einging.

i
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Diese ist damit von vorneherein auf einer fiir beide Ehegatten
entsprechend eingeschrankten wirtschaftlichen Basis geschlossen

worden.

Blumenrohr Por tmann Krohn

Macke Nonnenkamp

JLaw — Gesetze und Urteile e Ava,.ab|e on the
Kostenlos (mobile App) > Google'play App Store

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile JLaw — flir Android JLaw — flr iOS

UN[UWWESS[I93I) I9P J[I9 ], YoNY :SIOMUTH

8 §§ yoru Juequaje sfe purs 3

/

1zZmypsas HYIN I v



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	IVb ZR 31/86	URTEIL

	Justizhauptsekretär als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

	egl

	2

	3

	5

	6

	7

	8

	9

	10

	11


	J/2




